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deutsch / english (page 16)

Die Exzellenzinitiative – ein Paradigmenwechsel in der deutschen Hochschulpolitik

Einleitung

Als im Januar 2004 die rot-grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder erstmals über ein Programm zur Schaffung von Eliteuniversitäten in Deutschland sprach, löste sie einen enormen Medienwirbel aus. Die Tatsache, dass ausgerechnet die Sozialdemokratie – auf dem Bildungssektor traditionell für das Prinzip der Chancengleichheit zuständig – den Begriff der Elite enttabuisierte, sorgte für größte Verwunderung. Die Reaktionen führten schnell zur offiziellen Umbenennung der geplanten Initiative. Sie hieß fortan „Exzellenzinitiative.“ Damit sollte signalisiert werden, dass es keinesfalls um die Privilegierung einzelner Universitäten, sondern um einen allgemeinen Leistungswettbewerb gehen solle. Alle Hochschulen hätten im Grundsatz die gleichen Chancen; jede Universität, die in der ersten Runde des Wettbewerbs verliere, könne in der zweiten zu den Gewinnern zählen, so die öffentlich immer wieder zu hörenden Äußerungen von den Befürwortern aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft. 

Schon ein erster genauerer Blick auf die etymologischen Wurzeln des Wortes Exzellenz muss jedoch skeptisch stimmen. „Excellentia“, der lateinische Ursprung steht sowohl für herausragende Leistung bzw. Qualität als auch für eine herausgehobene höhere Stellung. Diese Doppelbedeutung hat sich im französischen „excellence“ über all die Jahrhunderte erhalten. Mit dem Wort „excellence“ werden in Frankreich auch heute noch ausgezeichnete Leistungen und hohe Würdenträger in Diplomatie wie Kirche gleichermaßen bezeichnet. Die Nähe zum Elitebegriff ist hier auch sprachlich unübersehbar. Elite bedeutet aber gerade nicht, dass alle die gleiche Chance haben; gemeint ist damit vielmehr eine dauerhafte Absonderung einer kleinen Gruppe vom Rest, von der Masse, eine Absonderung, die nicht ausschließlich, ja nicht einmal überwiegend auf Leistung zurückzuführen ist, sondern in hohem Maße auf Herkunft und die damit verknüpfte Einbindung in Macht- und Herrschaftsstrukturen (Hartmann 2002, 2004). 

Wird die Entwicklung im Hochschulbereich hierzulande ebenfalls in diese Richtung laufen? Wird einer kleinen Zahl von Universitäten die Kennzeichnung Exzellenz oder Elite und der damit verbundene Status dauerhaft zuteil werden, ohne dass das offizielle Kriterium Leistung dafür allein oder auch nur vorrangig ausschlaggebend ist?  Was bedeutet das für die soziale Zugänglichkeit und die Leistungsfähigkeit des deutschen Universitätssystems? Diesen Fragen soll im Folgenden nachgegangen werden.

Elite- und Massenuniversitäten

Wenn im universitären Kontext von Exzellenz die Rede ist, so ist zunächst nur eines klar. Begrifflich bedeutet Exzellenz den Abschied von der das deutsche Universitätssystem traditionell prägenden Vorstellung, dass alle Universitäten im Grundsatz gleich sind. Wenn man einige herausgehebt, so ist das nur möglich um den Preis, dass die anderen herabgestuft werden. Die einen sind exzellent, die anderen nicht. Nicht mehr hohe Qualität in der Breite ist das wesentliche Ziel der Hochschulpolitik, sondern „Weltklasse“ bei einzelnen Institutionen, den sog. „Leuchttürmen“ der Wissenschaft. Noch vor Bekanntgabe der ersten Ergebnisse des Exzellenzwettbewerbs hat die ZEIT vom 17. November 2005 in einem Artikel dessen zentrale Wirkung mit dem treffenden Satz beschrieben: „Der Wettstreit wird das auf Gleichheit beruhende Universitätssystem endgültig zerschlagen.“ 

Zu diesem Zeitpunkt waren solche Feststellungen allerdings die Ausnahme. Einige Monate später sah das schon anders aus. Nachdem die Exzellenzinitiative politisch durchgesetzt war und die Ergebnisse der ersten Runde eine massive Konzentration erfolgreicher Anträge auf relativ wenige Universitäten zeigten, wurden auch die öffentlichen Stellungnahmen zusehends deutlicher. So hat der scheidende DFG-Präsident Ernst-Ludwig Winnacker in seiner Abschiedsrede auf der Jahresversammlung der DFG am 31. Mai 2006 den aus seiner Sicht entscheidenden Effekt der Exzellenzinitiative klar benannt, indem er sagte, die Initiative sei mit den bisherigen Förderungen überhaupt nicht zu vergleichen, da sie die gesamte deutsche „Hochschul- und Forschungslandschaft in ungeahnter Weise verändern“ werde. Der von Ex-Bundespräsident Herzog 1997 geforderte „Ruck“ habe in Hochschulen und Wissenschaft „nun in Form eines Erdbebens stattgefunden.“ Die zwischen den Universitäten bereits bestehenden Qualitätsunterschiede würden durch die Exzellenzinitiative weiter wachsen. Neben „reinen Forschungsuniversitäten, die sich auch in der Ausbildung an den Anforderungen moderner wissenschaftlicher Forschung ausrichten, wird es solche geben, die dies nur ansatzweise und in einzelnen Fächern versuchen, solche, die diesen Anspruch erst gar  nicht anstreben, und solche, die ihre Stärke eher in der Praxisorientierung suchen“, so Winnackers Resümee (Winnacker 2006: V, IXf.). 

Der Prorektor der Universität Heidelberg, Jochen Tröger, hat denselben Sachverhalt in einem Interview mit der Heidelberger Studentenzeitung „ruprecht“ im Juni 2006 plastisch an einem Beispiel verdeutlicht: „Eine Universität wie München macht Top-Forschung, eine Universität wie Oldenburg macht fachbezogen Hochschulausbildung von Leuten, die auch gebraucht werden“, so sein knappes Fazit. Die Wortwahl lässt erkennen, welche Vorstellungen bei den voraussichtlichen Gewinnern in diesem Wettbewerb vorherrschen. Es gibt exzellente Wissenschaftler und „Leute, die auch gebraucht werden“, sprich eine Elite und das Fußvolk. Sein Vorgänger hat das vor zwei Jahren in seiner Begründung harter universitätsinterner Auswahlverfahren genauso ausgedrückt, als er davon sprach, dass „Elite“ und „Masse“ eben nicht zusammenpassen.

Welches Grundprinzip die Exzellenzinitiative dominiert, war vor Verkündung der Wettbewerbsresultate schon unmissverständlich in dem bereits erwähnten ZEIT-Artikel zu lesen. Dort hieß es: „Im Zuge der Exzellenzinitiative wird das Matthäus-Prinzip künftig so stark in der Wissenschaft durchschlagen wie noch niemals zuvor.“ Wer hat, dem wird gegeben.  So lautet die Logik des gesamten Wettbewerbs. Die erfolgreichen Anträge konzentrieren sich denn auch auf eine relativ kleine Zahl der insgesamt ca. 100 deutschen Universitäten. Das gilt für die dritte Förderlinie, für die sich von vornherein nur 27 Universitäten beworben hatten, von denen dann 10 in die engere Auswahl gekommen sind; und es gilt auch für die Auswahl der Graduiertenschulen und die Exzellenzcluster, an der sich (bei 135 bzw. 157 Bewerbungen) wesentlich mehr Hochschulen beteiligt haben. Von den 39 Graduiertenschulen, die die erste Runde überstanden haben, sind 18 an nur acht Universitäten angesiedelt (allein acht an den beiden Münchener Universitäten und der RWTH Aachen).  Von den 41 noch im Wettbewerb befindlichen Exzellenzclustern vereinigen diese drei Hochschulen sogar neun auf sich. Weitere 14 Cluster entfallen auf noch sieben Universitäten, auf ganze 10 Universitäten also fast 60 Prozent. 

Diese Konzentration zeigt deutlich, wohin die im Exzellenzwettbewerb zu vergebenden Mittel fließen werden. Es hat sich eine Spitzengruppe von 10 bis 20 Universitäten herausgebildet, die fast die gesamten Fördermittel abschöpfen werden. Rechnet man die Graduiertenschulen nicht mit (die bei einer Summe von 1 Mio. Euro pro Jahr gegenüber den beiden anderen Förderungstypen weit abfallen), dann sind nur 28 Universitäten überhaupt in die zweite Runde des Wettbewerbs gelangt. Endgültig ausgewählt wird eine noch kleinere Zahl. Die Masse der deutschen Universitäten wird nicht nur beim Exzellenzwettbewerb außen vor bleiben, sie muss schon jetzt mit dem Etikett leben, allenfalls sehr eingeschränkt forschungsfähig zu sein. 

Das deutsche Universitätswesen steht vor einer dauerhaften Aufspaltung in zwei Typen von Universitäten, Forschungs- und Ausbildungsuniversitäten. An den Ersteren wird die Forschung konzentriert, Letztere werden kaum noch forschen, sondern (wie heute schon die Fachhochschulen) zügig auf einen Beruf hin ausbilden. Wie ein solches System aussehen dürfte, zeigt eine ungewöhnlich klare Aussage des früheren Berliner Wissenschaftssenators George Turner im Tagesspiegel vom 5. März 2006: „Offiziell bleibt es dabei: Die Fachhochschulen sollen ausgebaut werden. Heimlich aber hat man sich von diesem Ziel verabschiedet, indem ‚bis zu zehn’ Spitzenuniversitäten besonders gefördert werden sollen. Das heißt im Klartext: Der Rest der Universitäten wird zwar förmlich nicht zurückgestuft, de facto aber in die untere Liga eingeordnet. ... Die Universitäten, welche nicht den Sprung in die ‚1.Liga’ schaffen – und das wird die überwiegende Mehrheit sein –, und die Fachhochschulen werden näher zusammengerückt. Auch wenn es kaum vorstellbar ist, dass es nur in fünf Bundesländern so genannte Elite-Universitäten geben soll, und es deshalb denkbar ist, dass die Vorgabe ‚bis zu zehn’ ins Wanken geraten könnte – von den knapp hundert staatlichen Universitäten werden die meisten zusammen mit den Fachhochschulen dem ‚Rest’ angehören.“

Die flächendeckende Ersetzung der alten Uni-Abschlüsse Diplom und Staatsexamen zugunsten von Bachelor und Master ist eine wichtige Voraussetzung für diese Aufspaltung. Die in erster Linie für die studentische Ausbildung zuständigen Massenuniversitäten sollen die Masse der Bachelor-Absolventen schnell durch das Studium schleusen, um den zu erwartenden Studierendenberg ohne zusätzliche Personalstellen bewältigen zu können. Da nach dem Willen der meisten Wissenschaftsminister weniger als die Hälfte, in der Regel nur um die 30 Prozent der Studierenden nach dem Bachelor noch weiter an der Universität bleiben sollen, ist für eine (mehr oder minder) große Mehrheit der Studierenden ein Einblick in wissenschaftliche Forschung gar nicht mehr vorgesehen. Einzig kleinen auserwählten Gruppen wird der Blick in die Forschung vor dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss gewährt. Die anderen müssen bis zum Masterstudium warten. Doch auch hier wird sich die Spaltung weiter fortsetzen. Wie die klassischen Technischen Hochschulen (die sog. T9) schon beschlossen haben, werden sie den Bachelor als Zugangsberechtigung zum Master nur dann ohne weitere Prüfungen anerkennen, wenn er an einer ihrer Mitgliedshochschulen gemacht worden ist. Das heißt, die sich selbst zur Elite zählenden Universitäten beginnen schon jetzt, sich gegenüber den anderen abzuschotten. 

Die Geistes- und Sozialwissenschaften als große Verlierer

Die Aufspaltung der Hochschullandschaft betrifft nicht nur die Universitäten als Ganze, sie geht auch mit einer Verschiebung der Relationen zwischen den fünf großen Wissenschaftsgebieten (Geistes-, Sozial-, Ingenieur- und Naturwissenschaften sowie Medizin) einher. Seit die Ergebnisse der ersten Runde des Exzellenzwettbewerbs veröffentlicht worden sind, herrscht unter den Geistes- und Sozialwissenschaftlern Enttäuschung bis Entsetzen. Die Bilanz ist ernüchternd. Ein einziges Projekt mit erkennbar geisteswissenschaftlichem Schwerpunkt hat bei den Exzellenzclustern die erste Runde überstanden, und mit gutem Willen zählen bestenfalls vier von insgesamt 41 ausgewählten Clustern zum weiteren Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaften. Über ein Drittel der im ersten Durchlauf positiv bewerteten Cluster entfällt demgegenüber auf die Medizin und jeweils ein gutes Viertel auf die Natur- und Ingenieurwissenschaften. Die Verteilung der Mittel ist damit noch deutlich ungleichgewichtiger als in den Hochschuletats, wo die Geistes- und Sozialwissenschaften schon jetzt massiv benachteiligt sind. Sie bekommen, obwohl bei ihnen ungefähr doppelt so viele Studierende eingeschrieben sind wie in den Natur- und Ingenieurwissenschaften, nur halb so viel Geld. Im Exzellenzwettbewerb ist es nicht einmal mehr ein Fünftel.

Im Nachhinein entlarven sich Aussagen des Wissenschaftsrats und der DFG, die der Beruhigung skeptischer Geistes- und Sozialwissenschaftler dienen sollten, als weitgehend folgenloses Gerede. Was nützt es, wenn unmittelbar vor der Entscheidung von der Koordinatorin der DFG für die Exzellenzcluster mitgeteilt wird, dass man angenehm überrascht sei von der hohen Zahl der Antragsskizzen aus den Geisteswissenschaften, (insgesamt immerhin ein Viertel der 157 Anträge), und darauf auch besonders stolz, weil der DFG immer vorgeworfen werde, „die Geisteswissenschaften bei der Förderung von Drittmitteln im Vergleich zu anderen Disziplinen zu vernachlässigen“. Letztlich bestätigt die Entscheidung ja diesen Eindruck. Es ist genau das eingetreten, was die Skeptiker befürchtet haben. In der zweiten Förderlinie spielen die Geistes- und Sozialwissenschaften kaum eine Rolle. Die zwei Wochen später veröffentlichte Erklärung des Wissenschaftsrats, die „Stärkung der Geisteswissenschaften in den Universitäten“ sei sein „zentrales Anliegen“, ändert daran aber nichts. Sie bleibt ein Lippenbekenntnis. 

Leistungs- oder Matthäusprinzip?

Die erwähnte Abschiedsrede des DFG-Präsidenten Winnacker enthält zwei interessante Passagen, die sich mit den beiden zentralen Einwänden gegen die Exzellenzinitiative beschäftigen: Handelt es sich beim Exzellenz-Wettbewerb wirklich um einen fairen Leistungswettbewerb? Und wie sehen die Folgen für die soziale Zugänglichkeit der deutschen Hochschulen aus? Angesichts der eindeutigen Resultate der ersten Runde verzichtet Winnacker hier auf die zuvor stets obligatorische Bemerkung, dass selbstverständlich jede Universität eine Chance habe, und räumt eine gravierende Verzerrung der Wettbewerbsbedingungen ein. Die unterschiedliche finanzielle Ausgangslage in den einzelnen Bundesländern sorge dafür, dass „kein wirklicher Wettbewerb um Ressourcen aller Art, auch nicht um Ressourcen für die Forschung stattfinden“ könne und die Universitäten im Süden der Republik einen entscheidenden Vorteil besäßen. Nachdem die Exzellenzinitiative politisch durchgesetzt ist, kann man jetzt offensichtlich realistischere Aussagen treffen. Winnacker wirft sogar die Frage nach den Spielregeln auf, weil es immer nur dieselben seien, die gewännen. Seine Lösung:  eine Gebietsreform. Erst eine Reduzierung  auf wenige Bundesländer könne „das Verhältnis Sieger/Verlierer in der Forschungsförderung“ wirklich umkehren (Winnacker 2006: VI).

So zutreffend Winnackers Kritik am bundesdeutschen Föderalismus sein mag,
 den entscheidenden Punkt benennt er damit nicht. Selbst wenn es weniger Bundesländer gäbe und die Unterschiede zwischen ihren Hochschuletats geringer ausfielen als derzeit, hätte das Prinzip des Exzellenzwettbewerbs, die Starken zu stärken, im Endeffekt die gleiche Wirkung. Das Beispiel Bayern als eines der reichen Bundesländer zeigt das deutlich. Unter den Gewinnern befinden sich, das war auch vorher jedem informierten Beobachter klar, die beiden Münchener Universitäten; unter den Verlierern sind, auch das hat man wissen können, die Neugründungen der 1970er Jahre wie Bamberg, Bayreuth oder Passau. Die Ausgangsbedingungen sind einfach viel zu unterschiedlich, von der finanziellen Ausstattung über die Tradition (inkl. der traditionellen Beziehungen zu den wichtigen Drittmittelgebern) bis hin zum wissenschaftlichen Umfeld (Max-Planck-Institute, Fraunhofer- Institute etc.). 

Wenn Winnacker darauf verweist, dass auch heute schon fast die Hälfte der DFG-Fördergelder an nicht einmal 20 Universitäten fließt, so zeigt das die historisch gewachsenen Differenzen. Über die tatsächliche Leistungsfähigkeit sagt es jedoch weit weniger aus, als die Zahlen auf den ersten Blick vermuten lassen. Ulrich Teichler demonstriert dies in seinem Buch „Hochschulstrukturen im Umbruch“ sehr eindrücklich anhand der DFG-Mittelvergabe der Jahre 1999 bis 2001. Damals gingen 32 Prozent dieser Mittel an die in diesem Ranking führenden zehn Universitäten, weitere 25 Prozent an die nächsten zehn, d.h. 57 Prozent an die besten 20 Universitäten, gerade einmal halb so viel an die nächsten 20 Universitäten und nur ganze acht Prozent an die auf den Plätzen 41 bis 50 rangierenden – scheinbar ein klarer Beleg für die enormen Leistungsunterschiede im deutschen Universitätssystem. Berücksichtigt man aber die Zahl der jeweils beschäftigten Wissenschaftler und rechnet nicht pro Hochschule, sondern pro Wissenschaftler, so ergibt sich ein weit weniger eindeutiges Bild. Zwar liegen die ersten zehn Universitäten mit ca. 61.000 Euro pro Kopf auch dann noch deutlich vorn, der Unterschied zu den Universitäten auf den Plätzen 41 bis 50, die es auf ca. 32.000 Euro bringen, fällt aber nur halb so hoch aus, wie die generellen Anteile es vermuten ließen. Lässt man die ersten zehn Universitäten außer Betracht, verringern sich die Differenzen noch einmal spürbar. Sie liegen dann nur noch zwischen ca. 46.000 Euro für die zweitbeste und 32.000 Euro für die fünfte Gruppe. Bei Berücksichtigung der Fächerverteilung würden die Unterschiede sogar noch weiter abnehmen. Teichler zeigt das am Beispiel Nordrhein-Westfalens, wo um die Jahrtausendwende, gewichtet man die Fächergruppen, unter den multidisziplinären Universitäten die am wenigsten erfolgreiche pro Kopf immerhin noch 70 Prozent der Mittel einwerben konnte, die der erfolgreichsten zuteil wurden (Teichler 2005: 269). 

Für riesige oder entscheidende Leistungsunterschiede sprechen diese Zahlen nicht. Teichler ist in seiner Einschätzung zuzustimmen, dass die Differenzen innerhalb der einzelnen Fakultäten in der Regel viel größer seien als die Unterschiede zwischen den Fakultäten oder gar den Hochschulen. Nicht ganze Fakultäten oder Hochschulen seien als exzellent beurteilt worden, sondern immer nur einzelne Wissenschaftler. In Zukunft, so Teichler, sei unter rein wissenschaftlichen Gesichtspunkten sogar damit zu rechnen, dass die Bedeutung der wissenschaftlichen Kooperation vor Ort und damit der Stellenwert der Hochschulen als Ganzen aufgrund der zunehmenden Spezialisierung und der dramatisch beschleunigten und erleichterten  Kommunikationsmöglichkeiten noch weiter zurückgehen werde. Versuche,  Fakultäten oder gar Hochschulen nach Qualität in Rangordnungen zu bringen, ähnelten daher immer mehr einem „Glasperlenspiel“ (ebd.: 338f.).

Die Exzellenzinitiative macht nun aber genau das. Sie stellt auf der Ebene der kompletten Universitäten grundsätzliche Unterschiede fest zwischen „exzellent“ auf der einen und „durchschnittlich“ auf der anderen Seite, sprich zwischen Elite und Masse, zementiert sie in einem Ranking und weitet sie auf Dauer weiter aus. Die von Winnacker angesprochenen knapp 20 Universitäten werden im Rahmen der Initiative nicht nur fast die Hälfte, sondern vermutlich über 90 Prozent der zu vergebenden Mittel auf sich vereinigen. Zudem, und das ist der wichtigere Punkt, wird der Exzellenzwettbewerb die Rangfolge verewigen. Er schafft erst jene grundlegenden Unterschiede, die zu messen er vorgibt.

Die Hochschulen, die jetzt nicht zu den Gewinnern zählen, werden sich auch in Zukunft unwiderruflich im Hintertreffen befinden. Das gilt zunächst ganz unmittelbar finanziell, denn die Länder werden ja nicht nur ihren 25prozentigen Anteil an den Kosten der Exzellenzinitiative, sollten Universitäten aus ihrem Bundesland erfolgreich sein, finanzieren müssen, sie müssen nach dem Rückzug des Bundes aus dem Hochschulbau auch an diesem Punkt eine größere finanzielle Last tragen als bislang. Außerdem müssen die im Wettbewerb siegreichen Universitäten ab 2012 wieder mit den eigenen Mitteln haushalten, weil dann die Finanzierung über die Exzellenzinitiative ausläuft. Um das Niveau halten zu können, werden sie ab diesem Zeitpunkt mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit mehr Landesmittel bekommen. Bei realistischer Betrachtung bedeutet das: Um diese zusätzlichen Gelder aufbringen zu können, müssen die Länder woanders sparen. Allen augenblicklichen Verlautbarungen zum Trotz dürfte das auf Kosten der Verlierer des Wettbewerbs gehen. Dass anders lautende offizielle Aussagen vorrangig der Beruhigung dienen und in der Regel nur recht wenig mit der Realität zu tun haben, zeigen die Erfahrungen der letzen Jahre. Jeder Hochschulangehörige kann inzwischen ein trauriges Lied über gebrochene Hochschulpakte und andere nicht eingehaltene Vereinbarungen zwischen Landesregierungen und Hochschulen singen. 

Zu den unmittelbaren finanziellen Folgen des neuen Verteilungsprinzips kommen jene Auswirkungen hinzu, die es auf die Mittelverteilung auf Länderebene hat. Die Hochschulen, die zu den Gewinnern zählen, werden dabei ungleich bessere Karten haben als der Rest. Wie das zukünftige Verteilungsprinzip sich auswirken wird, lässt die seit 2004 gültige leistungsorientierte Mittelverteilung in Nordrhein-Westfalen erahnen. Alle Sachmittel – jeder fünfte Euro, der aus Landesmitteln an die Hochschulen fließ – werden in NRW heute nach diesem Prinzip verteilt. Während früher die Anzahl der Wissenschaftler und der Umfang der eingeworbenen Drittmittel mit jeweils 20 Prozent gleich gewichtet wurden, geht der erstgenannte Faktor jetzt nur noch mit 7,5 Prozent in die Berechnung ein, die Drittmittel dagegen mit 27,5 Prozent. Das fällt um so schwerer ins Gewicht, als heute zusätzlich zu den Sachkosten für Forschung und Lehre auch die Mittel für allgemeine Aufgaben wie etwa die Bibliotheken oder das Rechenzentrum sowie die Verwaltungs- und Energiekosten aus diesem Etat bezahlt werden müssen. Am stärksten profitieren von diesem in NRW praktizierten Modell der Mittelverteilung wird die RWTH Aachen, auf die über ein Viertel der Drittmitteleinnahmen aller 25 nordrhein-westfälischen Hochschulen entfällt. Verlierer werden in erster Linie die Neugründungen und die früheren Gesamthochschulen sein. Der Rektor der Universität Wuppertal hat die Folgen für seine Hochschule im Januar dieses Jahres mit den Worten charakterisiert, dass Wuppertal „Jahr für Jahr mit ‚Kellertreppeneffekt’, wie bei negativer Zinseszinsberechnung, erhebliche Mittel“ verliere, die dann anderen Hochschulen zugute kämen. Es sei „eine Umverteilung im Land“, die jetzt stattfinde. Diese Entwicklung wird durch die Exzellenzinitiative weiter beschleunigt und verstärkt.

Die Sieger des Exzellenz-Wettbewerbs werden in den nächsten Jahren ihre überlegene Position auch bei der Konkurrenz um die guten Wissenschaftler und die guten Studierenden ausbauen können. Dank ihrer spürbar besseren finanziellen Ausstattung und des beträchtlichen Imagegewinns werden sie bei beiden Gruppen deutlich an Attraktivität zulegen. Sie haben die besten Chancen, sich bei den jetzt üblich gewordenen hochschulinternen Auswahlverfahren die leistungsstärksten Studierenden herauszufiltern. Auf diesem Wege können sie gleichzeitig noch ein zweites Ziel erreichen, die Zahl der Studienplätze spürbar zu reduzieren. Sollte es zudem gelingen, die Kapazitätsverordnung abzuschaffen, wäre es ihnen sogar möglich, exklusive Elitestudiengänge mit einer ganz kleinen Zahl von Studierenden einzurichten, ohne die bisherigen Beschränkungen beachten zu müssen. Klein und fein, so heißt die neue Devise. Der Rektor der Universität Mannheim, der Jurist Wolfgang Arndt, hält konsequenterweise die Forderung, die Hochschulkapazitäten wegen des zu erwartenden drastischen Anstiegs der Studierendenzahl auszubauen, für unsinnig und überflüssig, weil sich die Massenuniversität „völlig überlebt“ habe. Kurt von Figura, der Präsident der Universität Göttingen, will die Zahl der Studierenden an seiner Hochschule mittelfristig sogar sogleich um ein Drittel reduzieren, um ihr Profil als forschungsintensive und medizinisch-naturwissenschaftlich ausgerichtete Universität schärfen zu können. 

Die Einführung von Studiengebühren unterstützt diese Entwicklung, weil sie auf Dauer zu einer Differenzierung der Gebühren je nach Hochschule führen wird. Wohin die weitere Entwicklung gehen wird, deutet der erste Gesetzesentwurf zum Studienbeitragsgesetz aus Hessen an. Er sah vor, dass die Hochschulen ab dem WS 2007/08 für alle nichtkonsekutiven Masterstudiengänge (ab dem WS 2010/11 auch für die konsekutiven), alle Promotionsstudiengänge und alle Nicht-EU-Ausländer bis zu 1.500 Euro verlangen können. Zwar haben die massiven Proteste an den hessischen Hochschulen im endgültigen Gesetzentwurf eine direkte Umsetzung dieser Vorstellungen verhindern können, die Pläne bleiben aber in den Schubladen der Ministerien. Eine zukünftige Eliteuniversität wird in Zukunft erheblich höhere Gebühren verlangen können als eine „normale“ Massenuniversität
 und nach dem Vorbild der USA dafür günstigere Studienbedingungen bieten. Die Massenuniversitäten dagegen müssten mit noch schlechteren Bedingungen als schon heute aufwarten, wären dafür aber auch preisgünstiger als die Topadressen. Die Aufspaltung der Hochschullandschaft würde noch weiter vorangetrieben.

Die Verlierer des Exzellenzwettbewerbs werden in jeder Hinsicht an Boden einbüßen. Von einer neuen Chance „beim nächsten Mal“ kann deshalb keine Rede sein. Wenn Politiker und Vertreter der federführenden Wissenschaftsorganisationen (Wissenschaftsrat und DFG) immer wieder betonen, dass – da ausschließlich die Leistung entscheide – eine Hochschule, die jetzt nicht unter den Gewinnern sei, durch eigene Anstrengung das Ziel durchaus noch erreichen könne, so hat das mit der Wirklichkeit nicht viel zu tun. Von einer möglichen Umkehrung des Verhältnisses zwischen Gewinnern und Verlierern kann keine Rede sein. Wer einmal oben ist, wird in der Regel oben bleiben. Die Eliteuniversitäten in den anderen führenden Industrieländern zeigen das sehr deutlich (Hartmann 2004: 109 ff.).

Dasselbe gilt auch mit Blick auf die einzelnen Fachdisziplinen. Von gleichen Chancen kann auch hier nicht die Rede sein. Dafür haben die Kriterien des Exzellenzwettbewerbs schon gesorgt. Die in der Bund-Länder-Vereinbarung als entscheidend geforderte „internationale Sichtbarkeit“ lässt sich in den Natur- und Ingenieurwissenschaften sowie der Medizin, in denen internationale Großprojekte alltäglich sind, in denen weltweit bekannte Preise (wie vor allem der Nobelpreis) vergeben werden und in denen die nationale Sprache und Kultur keine oder allenfalls eine sehr untergeordnete Rolle spielen, sehr viel leichter herstellen als in den Geistes- und Sozialwissenschaften. Auch lässt sich die in derselben Vereinbarung als wichtige Voraussetzung angeführte „wirtschaftliche Relevanz“ von ihnen ungleich einfacher nachweisen. Dass der DFG-Präsident Ernst-Ludwig Winnacker schon vor der Antragstellung davon sprach, die Exzellenzcluster sollten „weitgehend dem Modell der DFG-Forschungszentren“ entsprechen, hätte hellhörig machen können. Von den derzeit geförderten Zentren kommt nämlich kein einziges aus dem Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaften.

Wenn der Historiker Ulrich Herbert, einer der Geisteswissenschaftler in der Kommission, im Tagesspiegel vom 27. Januar 2005 offen sagt, die Exzellenzinitiative sei „nicht der Ort, an dem die Stärken der Geisteswissenschaften sichtbar werden“, und gleichzeitig ihre Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich mit den Worten rühmt, „nirgendwo in der Welt ist die Dichte und Qualität der Fächergruppe so hoch wie in Deutschland“, dann wird eines deutlich: die Geistes- wie auch die Sozialwissenschaften sind nicht an ihrer mangelnden Qualität gescheitert, sondern an den strukturellen Vorgaben des gesamten Wettbewerbs. Der öffentliche Anspruch der Initiative, bei ihr gehe es ausschließlich um die Leistung und um nichts anderes, entspricht offensichtlich nicht der Realität, denn niemand kann ernsthaft behaupten, die medizinische Forschung hierzulande sei mehr als dreimal so leistungsstark wie die in den gesamten Geistes- und Sozialwissenschaften. 

Die Eliteuniversitäten in den USA 

Die USA mit ihrem traditionell hierarchisch sehr tief gestaffelten Hochschulsystem und ihren in der öffentlichen Meinung fest verankerten Rankings zeigen sehr deutlich, wie sich der mit der Exzellenzinitiative auch in Deutschlands Hochschulsystem Einzug haltende Mechanismus auf Dauer auswirken wird. Seit die Zeitschrift U.S. News & World Report Mitte der 1980er Jahre das erste Ranking veröffentlicht hat, haben Harvard, Princeton und Yale als die drei reichsten Hochschulen des Landes fast durchweg die ersten drei Plätze belegt. Einzig Stanford und das California Institut of Technology (CalTech) haben diese Phalanx einmal durchbrechen und sich an der Spitze platzieren können. Auch auf den übrigen Plätzen gab es in der Regel nur einen Wechsel zwischen den immer gleichen Universitäten, darunter stets alle acht Ivy-League-Hochschulen. So pendelt die University of Pennsylvania z.B. kontinuierlich zwischen den Plätzen vier und zehn und Cornell zwischen den Plätzen neun und vierzehn. Bemerkenswerte Veränderungen gab es in den beiden vergangenen Jahrzehnten nur zwei. Zum einen ist die Zahl der öffentlichen Einrichtungen unter den Top-Universitäten kontinuierlich gesunken. Waren anfangs noch sechs unter den ersten 20 vertreten, findet sich jetzt keine einzige mehr dort. Berkeley rangiert als beste staatliche Hochschule seit Jahren auf Platz 21. An die Stelle der staatlichen Einrichtungen sind private Universitäten wie CalTech (1987 noch auf Platz 21), Emory (1987 noch auf Platz 25) oder die damals unter den Top 25 überhaupt noch nicht vertretenen Universitäten Notre Dame und Vanderbilt gerückt. Zum anderen waren Ende der 1990er Jahre mit Stanford sowie CalTech und dem Massachusetts Institut of Technology (MIT) gleich drei stark technisch ausgerichtete Universitäten zeitweise unter den besten sechs zu finden. Beide Entwicklungen haben im Kern dieselbe Ursache, die den jeweiligen Hochschulen zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen. Der Niedergang der staatlichen Universitäten erfolgte parallel zur deutlichen Reduzierung der staatlichen Hochschuletats, und der Aufstieg von Stanford, noch mehr aber der von CalTech und MIT, war mit dem High-Tech- und Internet-Boom der späten 1990er Jahre und den daraus resultierenden Einnahmemöglichkeiten (vor allem in Form von Spenden erfolgreicher Absolventen in den einschlägigen Branchen) untrennbar verknüpft. Auch in den USA gilt, dass diejenigen im Ranking am besten abschneiden, die über das meiste Geld verfügen. 

Die aufgrund der historischen Entstehungsbedingungen existierenden Unterschiede – die Ivy-League-Hochschulen z.B. als traditionelle Ausbildungsstätten für die Upper Class –werden durch das inzwischen fest etablierte Ranking von U.S. News & World Report weiter verstärkt und zementiert. Dafür sorgt vor allem die Bedeutung, die dem Prestige, d.h. in erster Linie der Rankingposition, bei der Auswahl der bevorzugten Hochschule mittlerweile zukommt.
 Das Prestige ist der wichtigste Faktor geworden, noch vor der akademischen Qualität. Es spielt eine umso größere Rolle, je renommierter die Universität ist. So wird das Prestige in Harvard von über 80 Prozent der Bewerber als sehr oder extrem wichtig bezeichnet, die akademische Qualität dagegen nur von zwei Dritteln (Greene/Greene 1999: 20f., 264 ff.). Der entscheidende Grund hierfür ist in der Tatsache zu suchen, dass der Abschluss an einer der im Ranking führenden Hochschulen später die besten Berufsaussichten eröffnet, und das auch unabhängig von der tatsächlichen Qualität der Ausbildung. 

Die nämlich ist im Undergraduate-Bereich vielfach weit schlechter, als man angesichts der renommierten Namen vermuten würde (Kirp 2003: 66 ff.; Newman et.al. 2004: 51 ff., 137 ff.). Große Teile der Lehre werden von Graduate Students und schlecht bezahlten Lehrbeauftragten übernommen, an manchen bekannten Universitäten bis zu 70 Prozent von Letzteren (Kirp 2003: 68; Newman et.al. 2004: 58f.). Die Professoren, vor allem die bekannteren unter ihnen, sehen Undergraduates dagegen in der Lehre kaum. Je renommierter und damit gefragter ein Professor ist, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass er von einem Teil seiner (sowieso schon nicht sehr umfangreichen) Lehrverpflichtungen freigestellt wird. Das angesehene American Council of Trustees and Alumni hat folgerichtig in einer Untersuchung der Lehrqualität von 50 renommierten Hochschulen nur zweien der acht Ivy-League-Institutionen wenigstens eine drei als Note gegeben. Die anderen brachten es nur auf Noten zwischen vier und sechs. Auch Berkeley, Northwestern oder Wisconsin-Madison erhielten sämtlich eine sechs (Latzer 2004, S. 15, 19, 23). Die öffentliche Diskussion interessiere sich nur für den Aufnahmeprozess, d.h. für die Frage, wie man in die Universitäten gelange, und die beruflichen Karrieren, d.h. die Frage, was man mit den Abschlüssen erreichen könne. Das sei ein „nationaler Skandal“, so formuliert es ein Beobachter drastisch (Fallows 2005: 44f.). Die geringe Beachtung, die der Lehre zuteil wird, ist eine konsequente Folge des Gewichts, das ihr beim Ranking zukommt. Direkt spielt sie überhaupt keine Rolle, indirekt nur über die Kriterien Kursgröße und Verhältnis Lehrende/Studierende. Sie machen zusammen gerade einmal 10 Prozent der Bewertung aus. Das auf den ersten Blick ebenfalls dazu gehörende und mit 16 Prozent gewichtigere Kriterium der Abschlussquote sagt seinerseits wenig über die Lehrqualität aus. Es reflektiere nur, so Richard Hersh, ehemals Direktor des Harvard Center of Moral Education und Präsident angesehener Hochschulen, das Prinzip „diamonds in, diamonds out, garbage in, garbage out“ (Hersh 2005: 230). 

Wirklich entscheidend für die Position im Ranking sind zwei Faktoren, die akademische Reputation als Einzelkriterium mit 25 Prozent und die finanziellen Ressourcen mit insgesamt ebenfalls ca. 25 Prozent, die sich auf die Kriterien Bezahlung der Hochschullehrer, Ausgaben pro Studierendem und Spendeneinnahmen verteilen. Beide begünstigen massiv jene Universitäten, die wie Harvard, Princeton und Yale auf eine lange Tradition in der Ausbildung des Nachwuchses der Upper Class und einen dementsprechend hohen Kapitalstock sowie zahlreiche finanzkräftige Spender verfügen. Sie haben nicht nur das meiste Geld, sie können damit auch im Wettbewerb um die begehrten Wissenschaftler erfolgreicher als die Konkurrenz sein, wie die aktuellen Klagen des vergleichsweise armen und finanziell immer weiter zurückfallenden Berkeley zeigen, und so ihre Reputation
 kontinuierlich erhöhen. Finanzkraft und Reputation bilden einen sich stetig verstärkenden Kreislauf, der mittels der Rankingposition auch den mit 15 Prozent drittwichtigsten Rankingfaktor entscheidend bestimmt und mit einbezieht, die Selektivität in der Auswahl der Studierenden. Je finanzkräftiger eine Universität und je größer ihr Renommee, desto höher ihre Rankingposition und damit auch die Anzahl von Bewerbern mit exquisiten Testergebnissen in den landesweiten Eignungstests (SAT) sowie der Prozentsatz dieser besonders qualifizierten Bewerber, die letztlich doch eine Absage bekommen. Je höher diese Quote, umso besser für das Ranking, was wiederum die Zahl der besonders leistungsstarken, aber auch die der besonders zahlungskräftigen Bewerber in die Höhe treibt und damit die finanziellen Ressourcen stärkt und so weiter und so weiter – ein perfekter Mechanismus aus Sicht der Gewinner, ein teuflischer aus Sicht der Verlierer. Von gleichen Chancen für alle oder zumindest einen größeren Teil der konkurrierenden Hochschulen kann keine Rede sein. Nicht das Leistungsprinzip ist entscheidend, sondern das Matthäusprinzip.

Steigerung der sozialen Selektivität

Zur Frage, wie sich die Aufspaltung des Universitätssystems auf die soziale Rekrutierung der deutschen Studierenden auswirken wird, bemerkt Winnacker in seiner Rede zunächst lapidar, dass diese Entwicklung „nicht im Widerspruch zu der berechtigten Forderung stehen [müsse], unsere Hochschulen Studierenden aller gesellschaftlichen Schichten zu öffnen“, und fährt fort, dass man gut beraten wäre, „allen Absolventen eines Jahrgangs diejenigen Ausbildungsmöglichkeiten anzubieten, die ihrer jeweiligen intellektuellen Kapazität angemessen“ seien, dass indes das „menschliche Potential, um 90 Spitzenuniversitäten in Deutschland zu bedienen, [aber] schlichtweg nicht vorhanden“ sei (Winnacker 2006: X). 

Auch wenn der letzte Teil dieser Aussage zweifellos richtig ist – diesen Anspruch erhebt aber niemand und kein Land der Welt könnte ihm gerecht werden –, stellt sich doch die Frage, welche  Konsequenzen die Exzellenzinitiative für die soziale Zugänglichkeit der Hochschulen tatsächlich haben wird. Was bedeutet es konkret, dass die beschriebene Entwicklung „nicht im Widerspruch“ zum Anspruch eines offenen Zugangs für alle Schichten stehen müsse und allen Absolventen angemessene Ausbildungsmöglichkeiten anzubieten seien? Auch hier lohnt ein Blick in die USA, das explizite oder zumindest implizite Vorbild für die meisten Umstrukturierungen im deutschen Hochschulwesen, um erahnen zu können, wohin die Reise gehen wird bzw. was mit solchen eher kryptischen Formulierungen gemeint ist. 

In den USA verteilen sich die Studierenden auf über 4.000 Hochschulen ganz unterschiedlicher Qualität, von zweijährigen Community Colleges auf dem Niveau deutscher Oberstufen über vierjährige öffentliche Colleges, die in ihrer Qualität von Technikerschulen bis hin zu Berufsakademien reichen, sowie auf staatliche und private Universitäten auf Fachhochschulniveau bis hin zu den berühmten Leuchttürmen der Wissenschaft. Den deutschen Fachhochschulen vergleichbar sind ungefähr 250 dieser Einrichtungen, den deutschen Universitäten ca. 150, die so genannten Doctoral/Research Universities - Extensive. Generell gilt dabei die Regel, dass die soziale Zusammensetzung der Studierenden an diesen Hochschulen umso exklusiver ist, je höher  sie in der Hierarchie rangieren und je teurer sie sind. Die untere Hälfte der Bevölkerung schickt ihre Kinder zu fast 90 Prozent auf jene der über 4.000 Hochschulen, die sich bestenfalls auf dem Niveau von Berufsakademien bewegen. Nahezu jedes zweite dieser Kinder geht sogar nur auf eines der Zwei-Jahres-Colleges. Auf die teuren Privatuniversitäten schaffen es gerade einmal drei Prozent von ihnen. Vom Nachwuchs aus reichen Familien geht dagegen jeder fünfte dorthin (Hartmann 2005b: 441f.). Die soziale Zusammensetzung der Studierenden sieht entsprechend aus. An den genannten ca. 150 Research Universities stammen weniger als 10 Prozent aus der unteren Hälfte der Bevölkerung, 74 Prozent kommen aus dem oberen Viertel (Carnevale/Rose 2004: 106; CollegeBoard 2004: 33). Die Rekrutierung ist damit sozial erheblich selektiver als an den deutschen Universitäten, wo allerdings auch bereits zwei Drittel der Studierenden aus dem oberen Drittel der Bevölkerung stammen. Die privaten Eliteuniversitäten sind noch sehr viel exklusiver. Vier von fünf Studierenden kommen dort aus dem oberen Fünftel der Gesellschaft. Jeder fünfte stammt sogar aus den obersten zwei Prozent mit Familienjahreseinkommen von mehr als 200.000 Dollar. Die oberen zwei Prozent der Bevölkerung stellen damit genau so viele Studierende wie die unteren vier Fünftel (Hartmann 2005b: 454; Hill et.al. 2004: 6). 

An den US-Eliteuniversitäten sorgen neben den sehr hohen Studienkosten (Hartmann 2005b) vor allem die Auswahlprozeduren für die massive soziale Selektivität. Die Entscheidung über Aufnahme oder Ablehnung erfolgt nach zwei zentralen Kriterien: der in erster Linie durch die SAT-Scores gemessenen intellektuellen Leistungsfähigkeit und der Persönlichkeit der Bewerber. Das zweite Kriterium wurde in den 1920er Jahren zunächst in Harvard, Princeton und Yale eingeführt (wie eine Untersuchung der Aufnahmeprozesse an diesen Hochschulen während des 20. Jahrhunderts zeigt, Karabel 2005). Angesichts des großen Erfolgs jüdischer Bewerber, die ihren Anteil an den Studierenden auf ein Fünftel hatten steigern können, drohte die Abwanderung traditioneller Upper-Class-Kinder, wie sie an der Columbia University schon zu beobachten war. Man ging man deshalb von dem zuvor fast ausschließlich auf intellektuelle Leistung orientierten Auswahlmodus ab. Der Charakter wurde zum neuen zentralen Kriterium. Auf diese Art konnte man sicherstellen, dass der Anteil der jüdischen Studierenden die Marke von 10 Prozent nicht nennenswert überstieg und die Studienplätze auch weiterhin vorwiegend an den Nachwuchs aus den wohlhabenden Familien des Landes vergeben wurden. Das erschien angesichts der zum Teil heftigen Proteste vieler Alumni erforderlich, wollte man nicht riskieren, dass der Spendenfluss spürbar abnahm. 

Bis heute hat sich an diesem Prinzip trotz der seit den 1970er Jahren wieder stärkeren Betonung intellektueller Leistungen im Grundsatz nichts geändert. Karabel schildert das sehr eindrücklich. Offiziell betont werden (wie von dem die gesamten 1990er Jahre amtierenden Präsidenten von Harvard, Neil Rudenstine) erwünschte Eigenschaften wie Charakter, Energie, Neugier und Entschlossenheit. Was die für die Kandidatenauslese zuständigen Alumni und Admissions-Committee-Mitglieder indes tatsächlich prämieren, ist vor allem eines: Übereinstimmung mit ihren eigenen Einstellungen, Verhaltens- und Denkweisen, d.h. letztlich soziale Ähnlichkeit.
 Karabel zitiert aus den Protokollen der Admissions Committees dieser Zeit Passagen, die überdeutlich zeigen, wie oberflächlich und von persönlichen Vorurteilen oder Vorlieben geprägt die Beurteilungen zum Teil zustande kommen. So sind dort Kommentare zu finden wie „klein mit großen Ohren“ oder „ein junger Mann mit Igel-Haarschnitt“, Kommentare, die kaum etwas Substanzielles über die offiziell betonten Charaktereigenschaften verraten. Besonders klar offenbart sich das Ausleseprinzip in folgender Bewertung: „Diese junge Frau könnte eine der intelligentesten Bewerberinnen im Kandidatenpool sein, doch gibt es mehrere Hinweise auf Schüchternheit und der Alumni IV [Interviewer] ist negativ“ (Karabel 2005: 509f.). Wen man sich vorstellt, wie sich jemand in einem solchen Auswahlgespräch präsentiert, der aus einer Farmer- oder Arbeiterfamilie stammt und zudem vielleicht auch noch aus einer kleineren Stadt im Mittleren Westen der USA, dann lässt sich unschwer erahnen, woher die kritisierte Schüchternheit rührt. Das Kind eines Wall-Street-Bankiers oder eines Professorenehepaars dürfte da ganz anders auftreten, weil es in der Regel nicht nur die Codes dieser Kreise seit Kindesbeinen verinnerlicht hat, sondern weil auch sein Wissen um die konkreten Prozeduren des Verfahrens größer und seine Angst entsprechend geringer ist.
 Von gleichen Chancen für alle Bewerber kann also selbst dann nicht gesprochen werden, wenn man die je nach sozialer Herkunft sehr unterschiedlichen Voraussetzungen für den Erwerb intellektueller Fähigkeiten außer Betracht lässt. Klassenzugehörigkeit wirkt im Bewerbungsprozess nicht nur indirekt, sondern auch ganz unmittelbar.

Winnackers Aussage, die mit der Exzellenzinitiative verknüpfte Entwicklung müsse nicht im Widerspruch zum Anspruch auf soziale Öffnung der Hochschulen stehen und jedem müsse die seinen intellektuellen Fähigkeiten angemessene Ausbildungsmöglichkeit angeboten werden, wirkt angesichts der US-amerikanischen Erfahrungen wenig überzeugend und beruhigend. Auch in Deutschland wird die Hierarchisierung der Hochschullandschaft auf Dauer dazu führen, dass sich die Studierenden an den zukünftigen Elite- und Forschungsuniversitäten erheblich stärker als heute aus bürgerlichen und akademischen Familien rekrutieren und die Kinder aus der übrigen Bevölkerung an den Massenuniversitäten und (wie schon heute) den Fachhochschulen zu finden sein werden. Das bedeutet für sie dann „angemessene Ausbildungsmöglichkeit“. Die soziale Selektivität wird insgesamt zweifelsohne zunehmen. Dafür werden nach dem Muster der USA vor allem individuelle Aufnahmeprozeduren,
 eventuell in Kombination mit der Einführung kostenpflichtiger Aufnahmetests,
 und steigende Studiengebühren sorgen. Eliteuniversitäten haben eben vor allem eine gesellschaftliche Funktion. Sie sorgen für die Stabilisierung der gegebenen gesellschaftlichen Machtverhältnisse und damit auch der Strukturen sozialer Ungleichheit.

Eliteuniversitäten - ein Weg zu höherer wissenschaftlicher Leistung oder ein Irrweg?

Aber selbst wenn man sich ausschließlich auf das Argument konzentriert, das die Befürworter der Exzellenzinitiative als wesentlich für die Etablierung von Eliteuniversitäten anführen – die versprochene Steigerung der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit des Hochschulsystems – offenbart der Blick „über den großen Teich“ gravierende Schwächen des Konzepts. Das Vorbild der US-Spitzenuniversitäten ist nämlich auch in dieser Hinsicht nicht so glänzend, wie es dargestellt wird, und, was noch wichtiger ist, auch nicht so einfach kopierbar. Was den ersten Punkt angeht, so sieht es in den USA gerade in den (in der hiesigen Diskussion immer besonders betonten) Natur- und Ingenieurwissenschaften bei weitem nicht so rosig aus, wie gemeinhin angenommen wird. Die Hochschulabschlüsse in diesen Disziplinen haben in den USA zwischen 1975 und 2000 nur noch um ein Drittel zugenommen. In den meisten größeren Industrieländern waren es dagegen zwischen 100 und 500 Prozent. Die USA sind in diesem Punkt folgerichtig vom 3. auf den 15., d.h. den drittletzten Platz zurückgefallen. Die Folgen lassen sich anhand der wichtigen wissenschaftlichen Veröffentlichungen aus diesem Bereich schon jetzt erkennen. Deren Anzahl ist in den USA seit Anfang der 1990er Jahre nicht mehr gestiegen, hat in Westeuropa dagegen um gut 60 Prozent zugenommen. Westeuropa hat die USA inzwischen deutlich überflügelt (Bowen et.al. 2005: 48f., 58f.). Berücksichtigt man, dass vor allem an den US-Eliteuniversitäten über die Hälfte der Natur- und Ingenieurwissenschaftler aus dem Ausland kommt,
 fällt die Bilanz noch schlechter aus; denn ihre Veröffentlichungen zählen, so lange sie in den USA tätig sind, für die USA mit. Das ist die Kehrseite des Elitesystems. Zum einen lenkt es die Studierenden in die Fächer, die die höchsten Einkommen und damit die besten Möglichkeiten zur Amortisierung der extrem hohen Studienkosten versprechen, und das sind Economics, Law and Medicine. Zum anderen untergräbt die enorme Konzentration der Mittel an wenigen Hochschulen das Niveau an den meisten anderen.

Dieses Problem wird in den USA durch den weltweiten Einkauf von Spitzenwissenschaftlern aus allen Bereichen, speziell aus den Natur- und Ingenieurwissenschaften, zumindest entschärft; ein Weg, der in Deutschland nicht gangbar sein wird. Das US-Modell ist aufgrund unzureichender finanzieller Ressourcen nicht kopierbar. Um in der Konkurrenz um begehrte Wissenschaftler mit Harvard & Co, mithalten zu können, wird trotz Exzellenzinitiative auch in Zukunft das nötige Geld fehlen. Das räumen selbst engagierte Befürworter der laufenden Umstrukturierungen im deutschen Hochschulsystem ein. So verglich beispielsweise der Leiter des CHE, Detlev Müller-Böling, im August letzten Jahres in der Zeitschrift „Karriere“ die Unterschiede in der Finanzkraft zwischen Stanford und der FU Berlin sehr anschaulich mit der zwischen Bayern München und Alemannia Aachen, damals noch in der 2. Bundesliga. Hans Weiler, früherer Stanford-Professor und einflussreicher Berater der Bundesregierung und vieler Länderregierungen in Hochschulfragen, äußerte sich im Tagesspiegel vom 21. März 2006 ähnlich. Er wies auf die schlichte Tatsache hin, dass Stanford für seine ca. 16.000 Studierenden ein jährlicher Etat zur Verfügung stehe, der dem gesamten Hochschuletat des reichsten Bundeslandes, Baden-Württemberg, entspreche. Von Konkurrenz auf Augenhöhe kann man angesichts solcher Relationen ganz gewiss nicht sprechen. 

Das aber heißt, dass man hierzulande die trotz der zahllosen Sparmaßnahmen immer noch vorhandene hohe Qualität in der Breite zu opfern bereit ist, ohne einen auch nur halbwegs adäquaten Ersatz bieten zu können. Die Minderheit der Universitäten, die zu den Gewinnern der jetzigen Entwicklung zählt, dürfte den Verlust an Forschungskapazität, der dem Rest droht, nicht kompensieren können. Eine kleine Universität im Osten der Republik wird dann keine Chance mehr haben, einen Spitzenwissenschaftler in ihren Mauern zu beherbergen, wie es die TU Ilmenau mit dem MP3-Erfinder Karlheinz Brandenburg heute noch kann. Für die Ausbildungsqualität gilt das in noch viel stärkerem Maße. Wenn man in den zuständigen Ministerien glaubt oder hofft, mit den bisherigen Mitteln
 die bevorstehende Zunahme der Studierenden um ca. 30 Prozent ohne Qualitätseinbußen bewältigen und die übergroße Mehrheit Kosten sparend in Bachelor-Kurzzeitstudiengängen durch die Universitäten schleusen zu können, erliegt man einem schwerwiegenden Irrtum. Die geplante Reduzierung der Studierendenzahlen an vielen der zukünftigen Elite- oder Forschungsuniversitäten wird das Problem sogar noch weiter verschärfen, so dass bei den Absolventen insgesamt mit einer spürbaren Abnahme des Niveaus zu rechnen ist. 

Außerdem wird die Hierarchisierung der Universitäten nach US-Muster auch eine Hierarchisierung der Arbeitsmarktchancen zur Folge haben. Bislang ist es in Deutschland aufgrund der relativ ausgeglichenen Qualität der universitären Ausbildung egal, wo man studiert hat, wenn es um die Bewerbung für eine Stelle geht. Das haben eigene Untersuchungen zu den Karriereverläufen verschiedener Akademikergruppen, vor allem aber eine Analyse der Berufsverläufe von promovierten Ingenieuren, Juristen und Wirtschaftswissenschaftlern zwischen 1955 und 1999 eindeutig gezeigt (Hartmann 2002: 106f., 2005a: 265). Alle Universitäten gelten bei den Personalverantwortlichen (noch) als gleichwertig. Das gilt selbst für die Karriereverläufe von Topmanagern. So hat z.B. der neue Vorstandsvorsitzende von DaimlerChrysler, Dieter Zetsche, 1982 an der Gesamthochschule Paderborn (inzwischen Universität Paderborn) promoviert. Ob jemand seinen Abschluss an einer der zukünftigen Elite- oder Forschungsuniversitäten wie München, Heidelberg oder Aachen gemacht hat oder an einer Neugründung der 1970er Jahre wie Dortmund, Oldenburg oder Passau, spielt noch keine Rolle. Das wird in Zukunft anders sein. Wie in den USA, Frankreich, Großbritannien oder Japan wird maßgeblich der Name der Hochschule Türen öffnen oder verschließen. Die Entscheidung über die zukünftigen Berufswege wird dann auch im Hochschulsystem (wie bisher schon in der Schule) sehr frühzeitig gefällt, intellektuelles Potenzial damit verschenkt. Dazu kommt der in sozialer Hinsicht gravierendste Punkt: die zu erwartende deutliche Zunahme an sozialer Selektivität. Alles in allem ist deshalb zutiefst zu bezweifeln, ob der jetzt beschrittene Weg der richtige ist. 

Der Glaube oder die Hoffnung, durch Konzentration der vorhandenen Mittel auf wenige Universitäten dem Problem der Unterfinanzierung des gesamten Hochschulsystems beikommen zu können, dazu die mittlerweile auch im Hochschulbereich dominierenden ökonomistischen Denkmuster – Winnacker spricht in seiner Rede von Forschungsergebnissen als Produkten, „die sich an einem Markt bewähren müssen (Winnacker 2006: V) – führen in jeder Hinsicht in die Irre. Wissenschaftliche Konkurrenz ist nicht vergleichbar mit der Konkurrenz zwischen Unternehmen und wissenschaftliche Erkenntnisse sind keine Waren, die sich wie Autos oder Fernseher auf einem Markt verkaufen lassen müssen. Als generelles Fazit bleibt: Die Exzellenzinitiative kann die realen Probleme an den Hochschulen durch die ihr zuteil werdende mediale Aufmerksamkeit allenfalls kaschieren, einen Beitrag zu ihrer Lösung bietet sie nicht. Sie wird diese Probleme vielmehr ganz im Gegenteil sogar noch verschärfen.
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The Initiative of Excellence – a Change of Paradigm of German University Policy

Introduction

When in January, 2004, the Socialdemocrat/Green Federal Government under Gerhard Schröder for the first time spoke about a programme on creating elite universities, this triggered off an enormous reaction by the media. The fact that the Socialdemocrat Party, of all – in respect of the educational sector traditionally in charge of equality of opportunity – was freeing the elite concept from taboos created greatest astonishment. Reactions quickly resulted in officially renaming the intended initiative. From then on it was called “Initiative of Excellency”. This way, one tried to give to understand that there was not at all talking about single universities to be privileged but about a general competition of performance. All universities were said to have basically the same chances; every university losing in the first round might as well count among the winners in the second one, as the public statements by the supporters of this initiative from politics, business, and science were, which were to be heard again and again.

However, already a first closer look at the etymological origins of the word “excellency” makes us sceptical. “Excellentia”, the Latin origin of the word, means both outstanding performance or quality and an outstanding, superior position. This double meaning has been preserved over the centuries by French “excellence”. In France, still today the word “excellence” is used for excellent performance and for high dignitairies of diplomatic service and Church. Here, its closeness to the elite concept cannot be overlooked also at the linguistic level. Elite, however, does just not mean that everybody has equal opportunity; much more it means lasting isolation of a small group from the rest, from the masses, an isolation which is not exclusively, indeed not even overwhelmingly due to performance but to a high degree to origin and the inclusion into structures of power and domination coming along with this (Hartmann 2002, 2004).

Will the development in the field of universities in Germany also go towards this direction? Will a small number of universities be lastingly labeled “excellence” or “elite”, including the status connected with this, without the official criterion of performance being exclusively or at least predominantly decisive for this? What will this mean for the social accessibility and performance of the German university system? These questions shall be pursued in the following.

Elite and Mass Universities

If in the context of universities there is speaking about excellency, at first only one thing is clear. Conceptually, excellency means a good bye to the idea, which has traditionally been characteristic for the German university system, that basically all universities are equal. If some are made stand out, this will only be possible by disparaging the others. Some are excellent, the others are not. Now not high quality everywhere is the substantial goal of university policy but “world class” for single institutions, the so called “towers” of science. Even before the first results of the excellency competition were made known, the magazine ZEIT on November 17th, 2005, in an article described its main effect by the true sentence: “The competition will smash the university system for good, as far as it is based on equality.”

At this time, however, such statements were exceptions. Some months later things had indeed changed. After the the initiative of excellency had been politically enforced and the results of the first round showed a massive concentration of successful application at relatively few universities, public statements became increasingly clearer. E. g. the retiring President of the DFG (Deutsche Forschungsgemeinschaft = German Research Association), Ernst-Ludwig Winnacker, in his good bye address at the yearly DFG meeting on May 31st, 2006, clearly identified the effect which from his point of view is the decisive one, by saying that this initiative could not at all be compared to previous support programmes because it would “change” the entire German “landscape of universities and research in a way as yet unimagined”. The “push” for Germany the former Federal President, Herzog, had demanded in 1997 had “now happened as an earthquake” for universities and science. Those qualitative differences as already existing between universities would even grow due to the Initiative of Excellency. Apart from “pure research universities being orientated at the demands of modern scientific research even for their teaching there will be those only basically trying this and for single subjects, those not at all striving for meeting this demand, and those looking for their strong point rather by orientating towards practical work”, as is Winnacker´s conclusion (Winnacker 2006: V, IXf). 

In an interview with the Heidelberg students magazine “Ruprecht” in June, 2006, the vice chancellor of the University of Heidelberg, Jochen Tröger, explained that same fact by way of an example: “A university such as Munich does top research, a university such as Oldenburg does subject-related university education for people who are also needed”, as is his short conclusion. His choice of words makes obvious what the expectations among the expected winners of this competition are like. There are excellent scientists and there are “people who are also needed”, in other words an elite and the rank and file. Two years ago, when giving reason to tough inner-university selection processes, his predecessor expressed this in the same way when saying that “elite” and “mass” did not fit together. 

Before the results of the competition were announced, in the already mentioned ZEIT article one could unmistakeably read about the basic principle dominating the Initiative of Excellency. There it said: “In future, in the course of the Initiative of Excellency the principle of who has will be given will have more effect than ever before.”. He who has will be given. These are the logics of the entire competition. Accordingly, the successful applications concentrated on a comparably small number of the total of about 100 German universities. This is true for the third round of funding,
 for which right from the beginning only 27 universities had applied, 10 of which reached the second round of selection; and it is also true for selecting graduate colleges and excellency clusters, in which much more universities participated (about 137 applications out of 135). Of the 39 graduate colleges which survived the first round, 18 are located at only eight universities (eight alone at the two Munich universities and the RWTH Aachen). Of the 41 excellence clusters still running the competition, these three universities share even nine among each other. Another 14 clusters come from another seven universities, that is almost 60% of a total of only 10 universities.

This concentration shows clearly where the funds which are to be distributed in the course of the excellency competition will go to. A top group of 10 to 20 universities has developed which will exhaust the complete funds. If we do not count the graduate colleges among them (which, with a total of 1 mio. Euros the year, are far behind the two other types of funding), only 28 universities have reached the second round of the competition. The number of those being chosen in the end will be even smaller. The mass of German universities will not only be excluded by the excellency competition, even now they must accept that their research capabilities are labeled as being very restricted at the most.

The German university system is facing a lasting split into two types of universities, research and training universities. Research will be concentrated at the former, the latter will hardly do any research at all but (like the technical colleges of higher education already today) will rapidly train for jobs. What such a system will look like is shown by an unusually clear statement by the former Senator of Science from Berlin, George Turner, in the Tagesspiegel from March 5th, 2006: “Officially this is fixed: the technical colleges of higher education are to be extended. But secretely there has been saying good bye to this objective by particularly funding `a maximum of ten´ top universities. In plain English this means: the rest of universities will not be formally degraded but will actually be included into the lower division. ... Those universities not succeeding with reaching the `1st Division´ - and this will be the overwhelming majority – and the colleges of higher education will be moved up closer. Even if it is hardly imagineable that so called elite universities are supposed to exist only in five federal states, and if thus it may be that the guideline of `ten at the most´ might begin to sway – of the almost onehundred state universities the vast majority will belong to the `rest´, together with the colleges of higher education.”
 

Extensively replacing the old university grades of Diploma and “Magister” by Bachelor and Master is an important precondition for this split. The mass universities, being first of all in charge of training students, are supposed to quickly hurry the mass of Bachelor graduates through their studies, in order of being able to cope with the expected flood of students without additional staff. As, according to the intentions of most of the Ministers of Science, less than one half, usually only about 30% of all students is supposed to stay at university after having achieved their B. A., for a (more or less) great majority of students any insight into scientific research is not intended at all. Only some small, selected groups will be granted a look at research before their first qualifying graduation. The others will have to wait for their Master studies. But even there the split will go on. As already decided by the classical technical universities (the so called T9), they will accept the B. A. as a qualification for Master studies only if it was achieved at one of their member universities. This means that those universities counting themselves among the elite are already beginning to close off from others. 

The Humanities and Social Sciences as Overall Losers 

The split of the landscape of universities does not only concern the universities as a whole but it also comes along with a shift of relations between the five great fields of science (humanities, social sciences, technical sciences, natural sciences, as well as medicine). Since the results of the first round of the excellency competition were announced there has been disappointment or even dismay among humanities  and social sciences scholars. The account is sobering. Of the excellency clusters, just one project clearly focusing on humanities survived the first round, and without being too strict at best four out of a total of 41 chosen clusters count among the extended field of humanities and social sciences. Thus, more than one third of those clusters as having been positively judged on in the first round comes from the field of medicine, and another quarter each from the natural and technical sciences. The distribution of funds is thus clearly even more imbalanced than the university budgets, where even now humanities and social sciences are massively put at a disadvantage. Although for them about double the number of students has matriculated than for natural and technical sciences, they get only half the money. In the context of the excellency competition it is not even one fifth. 

In retrospect, statements by the “Wissenschaftsrat” (Science Council) and the DFG, which were meant for calming down sceptical humanities and social sciences scholars, prove to be talk mostly without consequences. What is it good for if immediately before the decision the DFG´s coordinator declares that one has been both pleased and surprised by the high number of application sketches from the humanities (altogether one fourth of the 157 applications, after all), and also was particularly proud of this, as the DFG had always been accused of “neglecting the humanities in comparison to other disciplines, when it comes to third-party funding”. After all, the decision definitely confirms this impression. Just that happened what the sceptics had feared. For the second round of funding, the humanities and social sciences played hardly a role anymore. The declaration made public by the “Wissenschaftsrat” two weeks later and saying that “supporting humanities at universities” was a “crucial matter” does not change a thing. It stays to be lip-service.   

Performance Principle or the Principle of He Who Has is Given

The above mentioned farewell address of the President of the DFG, Winnacker, includes two interesting passages dealing with the two most important objections against the Iniative of Excellency: is the excellency competition really a fair competition of performance? And what will be its results in respect of the social openness of German universities? Given the clear results of the first round, Winnacker here leaves away the remark which before had always been obligatory, that of course every university has its chance, and admits a grave distortion of competitive conditions. The different financial starting points in each federal state, he says, make “real competition for resources of all kind, not even for resources for research, impossible” and he admits that universities in the South of the Republic are decisively advantaged. Obviously, after the Initiative of Excellency has been politically enforced, it is now possible to make realistic statements. Winnacker even raises the question about the rules of the game because, as he says, it is always the same to win. His solution: a reform of regions. Only a reduction to only a few federal states could really reverse “the winner/loser relation with funding research” (Winnacker 2006: VI). 

Whatever true Winnacker´s criticism of the German federal system may be
, he does not name the decisive point. Even if there were fewer federal states and the differences between their university budgets were smaller than today, the basic principle of the excellency competition, which is to make the strong even stronger, would have the same effect, after all. This is clearly shown by the example of Bavaria, being one of the richest federal states. As it was already clear for every informed observer, the two Munich universities are among the winners, whereas – and also this was quite obvious right from the beginning – the new foundations from the 1970s such as Bamberg, Bayreuth, or Passau are among the losers. Their basic conditions are simply much too different, reaching from being provided with funds via tradition (includ. the traditonal relationships to important suppliers of third-party funding) as far as to the scientific environment (Max-Planck-Institutes, Fraunhofer Institutes aso.). 

If Winnacker points out to the fact that already today almost one half of DFG funds go to less than 20 universities, this shows the historically developed differences. But it does tell much less about the actual performance than a first look at the figures might suggest. Ulrich Teichler in his book “Hochschulstrukturen im Umbruch” (University Structure Being in Upheaval) demonstrates this very impressingly by the example of the DFG fundings of the years 1999 to 2001. Then, 32 per cent of these funds went to those universities as being in the lead with this ranking, another 25 per cent to the following ten, i. e. 57 per cent went to the best 20 universities, only half of that went to the then following 20 universities, and only a total of eight per cent went to those being on positions 41 to 50 – this seems to give clear evidence to the enormous differences of performance in the German university system. If, however, one takes into account the number of scientists working at each university and does not count per university but per scientist, the picture will be much less clear. Indeed, the first ten universities with ca. 61,000 Euros per head are still clearly ahead, but the difference to those universities being on positions 41 to 50, still receiving ca. 32,000 Euros, is only half as big as the general shares suggest. If one leaves the first ten universities out of consideration, again the differences become clearly smaller. Then they are only between ca. 46,000 Euros for the second best and 32,000 Euros for the fifth group. If the distribution among subjects was taken into acount, the difference would decrease even further. Teichler shows this by the example of North-Rhine Westphalia, where, if the groups of subjects are weighed, the least successful one of the multi-disciplinary universities was still able to raise 70 per cent of those funds as given to the most successful one (Teichler 2005: 269).

These figures do not suggest gigantic or decisive differences of performance. We must agree with Teichler when he judges that differences within the single faculties are usually much bigger than those between faculties or even universities. Not complete faculties or universities, he states, were judged as being excellent but always individual scientists. In future, as Teichler says, from strictly scientific points of view we must expect that the importance of scientific co-operation at the place and thus the value of universities as a whole will further decrease, due to increasing specialization and dramatically accelerated and easier possibilities of communication. Thus, he says, attempts at organizing faculties or even universities according to ranks are more and more similar to a “Glass Bead Game” (ibid.: 338f). 

But this is exactly what the Initiative of Excellency does. At the level of full scale universities it states fundamental differences between “excellent” on the one hand and “average” on the other hand, in other words between elite and mass, fixes them by ranking and on the long run further extends them. In the context of the initiative those almost 20 universities mentioned by Winnacker will not only collect almost one half but probably more than 90 per cent of all funds. Furthermore, and that is the more important aspect, the excellency competition will perpetuate the ranking. Those universities not counting among the winners now will also in future be irrevocably behind. At first, this is immediately true for funding, for the federal states will not only have to finance their share of 25 per cent of the costs of the Initiative of Excellency in case one or more of their universities is successful, after the withdrawal of the Federal Government from building universities they will have to shoulder a much heavier financial burden than before. Furthermore, from 2012 on those universities being victorious in the competition will have to get along with their own funds again, as then funding by the Initiative of Excellency will come to an end. From then on, in order of keeping their level they will most probably receive more funds from their federal state. From a realistic point of view this means: to be able to spend this money the federal states will have to save money elsewhere. Despite all current announcements, this may be supposed to happen at the expense of the losers of the competition. The fact that contrary official statements are predominantly meant for calming down and usually have not got much to do with reality is shown by experiences from the past few years. Meanwhile, every member of a university can sing his sad song about broken university pacts and other agreements between governments of federal states and universities which were not kept.

Additionally to the immediate financial effects of the new principle of distribution there are those effects are being at the level of the federal states. Those universities counting among the winners will be much better off than the rest. The performance-oriented distribution of funds valid in North-Rhine Westphalia since 2004 gives an idea of the effects of the future principle of distribution. Today, in North-Rhine Westphalia all funds – that is every fifth Euro coming to the universities from the Federal State´s budget – are distributed to this principle. Whereas in the past the number of scientists and the amount of raised third-party funds were weighed equally – 20 per cent each – now the former factor makes only 7.5 per cent of the calculation, third-party funds, on the other hand, make 27.5 per cent. This counts the more as today in addition to costs for research and teaching also the money for general tasks, such as libraries or computer centres as well as costs for administration and energy, must be paid from this budget. The university to make the most profit of this model of distributing funds as being used in North-Rhine Westphalia will again be the RWTH Aachen, receiving a share of more than one quarter of the income from third-party funds of all 25 North-Rhine Westphalian universities and technical colleges. The losers will most of all be the newly founded universities and the former “Gesamthochschulen” (amalgamated universities). In January, 2006, the chancellor of the University of Wuppertal characterized the effects for his university by saying that “year after year” Wuppertal “will be losing considerable funds, like tripping down the stairs to the cellar, like being charged negative compound interest”, and that then other universities would benefit from these funds. What was happening at the moment was “a re-distribution allover the Federal State”. The initiative of excellency will further accelerate and increase this development. It is only the Initiative to create those fundamental differences it pretends to measure.

In the coming years the winners of the excellency competition will be able to extend their superior position also when competing for good scientists and good students. Due to being noticeably better provided with funds and considerably improving their image, their attractiveness for both groups will be clearly increasing. By way of the now common inner-university selection processes they have the great chance to filter out for themselves those students showing the best performance. This way, at the same time they will be able to achieve a second objective, that is considerably reducing the number of university places. If furthermore they succeed with abandoning the capacity decree, it will be possible for them to establish exclusive elite courses with a very small number of students, without having to observe previous restrictions. Small but sweet, that is the new slogan. Consequently, the President of the University of Mannheim, the jurist Wolfgang Arndt, believes the demand for extending the capacity of universities due to the expected rise of the numbers of students to be absurd and unnecessary because, as he says, the mass university is “completely outmoded”. Kurt von Figura, the President of the University of Göttingen, wants to reduce the numbers of students at his university by one third in the medium term, in order of improving its image of being a research-intensive and medicine/natural sciences-oriented university. 

The introduction of university fees supports this development because on the long run it will result in differentiating fees for each university. The course of the future development is indicated by the first draft legislation for the “Studienbeitragsgesetz” (university contribution act) in the federal state of Hesse. It stated that after winter term 2007/08 the universities would be allowed to demand a maximum of 1,500 Euros for all non-consecutive master courses (after winter term 2010/11 also for all consecutive ones), for all doctorate courses, and from all non-EU foreigners. Although by help of massive protests at the universities of Hesse it was possible to prevent these ideas from being directly implemented for the final draft, these plans are still in the Minstries´ drawers. In future, a future elite university will be able to demand considerably higher fees than a “normal” mass university
 and, following the example of the USA, to offer more favourable conditions for studying in return. The mass universities, on the other hand, will have to offer even worse conditions than today, but would be more inexpensive than the top addresses. The split of the university landscape would be driven on even further. 

In every respect, the losers of the excellency competition will lose ground. Thus, there cannot at all be speaking of another chance “the next time”. If politicians and representatives of the leading scientific organisations (Wissenschaftsrat and DFG) again and again emphasize that – as exclusively performance is said to be decisive – a university which today is not among the winners will definitely be able to still achieve the goal by its own efforts, this has not got much to do with reality. There cannot at all be speaking of a possible reverse of the realation between winners and losers. Who is up once, will usually stay up. This is clearly shown by the elite universites in other leading industrial countries (Hartmann 2004: 109ff). The same is true for the single disciplines. Also here, there cannot be speaking of equal chances. The criteria of the excellency competition have already provided for this. It is much easier to fulfil the demand of “international visibilty”, which was set as a decisive criterion by the agreement between Federal Government and the federal states, in the natural and technical sciences as well as in medicine, where internationally well known awards (such as the Nobel Prize most of all) are awarded and where national language and culture do not play any role at all or a very minor one at best, than in humanities and social scienes. It is also much easier for them to prove the “economic relevance” which is demanded as an important precondition by that same agreement. The fact that even before applications were handed in the President of the DFG, Ernst-Ludwig Winnacker, said that the excellency cluster should “mostly” be according “to the model of DFG research units” should have made us prick up our ears, as of the currently supported centres none belongs to the field of humanities and social sciences.

If in the “Tagesspiegel” from January 27th, 2005, the historian Ulrich Herbert, one of the humanities scholars in the commission, openly declares that the Initiative of Excellency was “not the place to make the strong points of humanities become obvious” and at the same time praises their performance in international comparison by saying that “nowhere in the world the density and quality of this group of subjects is as high as in Germany, one thing becomes clear: the failure of both humanities and social sciences was not due to to lack of quality but to the structural demands of the entire competition. The Initiative´s public demand, saying that it was exclusively about performance and nothing else, is obviously not according to reality, as nobody could seriously claim that medical research in Germany was three times as efficient than that of the entire humanities and social sciences. 

Elite Universities in the USA

The USA with their hierarchically deeply structured university system and their rankings, which are deeply rooted in the public opinion, show very clearly what the effects of the mechanism will be which is now arriving in Germany in the context of the Initiative of Excellency. Since the U. S. News & World Report published the first ranking in the mid-1980s, Harvard, Princeton, and Yale, being the three richest universities of the country, have almost constantly been on the first three places. Only Stanford and the California Institute of Technology (CalTech) have once broken this phalanx and been able to reach the top. Also at the other places there is usually only a change among always the same universities, among them always all eight Ivy League universities. E. g. the University of Pennsylvania is constantly changing between Positions 4 and 10, and Cornell between Positions 9 and 14. During the past two decades there have only been two changes worth mentioning. On the one hand, among the top universities the number of public institutions has constantly been declining. If initially six of them were among the first 20, now not one is found there. For years, Berkeley as the best state university has been at Position 21. State institutions have been replaced by private universities such as CalTech (Pos. 21 in 1987), Emory (Pos. 25 in 1987), or the Notre Dame and Vanderbilt universities which then were not at all among the top 25. On the other hand, by the end of the 1990s Stanford as well as CalTech and the Massachusetts Institute of Technology (MIT) for some time represented a total of three technology-oriented universities among the first six. As their core, both developments are due to the same reason, that is the financial resources at hand for each university. The decline of state universities happenend parallel to clearly reducing the states´ university budgets, and the rise of Stanford, but even more of CalTech and MIT, was inseparably connected to the high tech and Internet boom of the late 1990s and the possibilities of gaining income resulting from it (most of all in the form of donations from successfull graduates in the relevant fields). Also for the USA it is true that those having most of the money will achieve the best results with ranking.          

Those differences as being due to historic development – e. g. the Ivy League universities as traditional places of education for the upper class – are further increased and fixed by the meanwhile well established U. S. News & World Report ranking. This is most of all due to the prestige, that is first of all the ranking position, which the prefered university has gained meanwhile.
 Prestige has become the most important factor, even more important than academic quality. It is the more dominating, the more renowned the university is. E. g. at Harvard prestige is said to be very or extremely important by 80% of applicants, academic quality, on the other hand, only by two thirds (Greene/Greene 1999: 20f, 264ff). The decisive cause for this must be seen in the fact that graduating at one of those universities being at the top of the ranking will later open up the best career prospects, and this is true even independently of the actual quality of education. 

As a matter of fact, quite often education in the field of undergraduates is much worse than to be expected given the renowned names (Kirp 2003: 66ff; Newman at al. 2004: 51ff, 137 ff.). Great parts of teaching are taken over by graduate students and badly paid temporary lecturers, at some well-known universities the latter do up to 70% of teaching (Kirp 2003: 68; Newman et al.2004: 58f). Professors, most of all the more famous of them, do hardly see any undergraduates during their teaching. The more renowned and thus more demanded a professor is, the bigger is the probabilty for him to be released from his (anyway not very extended) teaching duties. Consequently, when examining the teaching quality of 50 renowned universities the well respected American Council of Trustees and Alumni granted a C for only two of the eight Ivy League universities. All the others achieved only grades between D and F. Even Berkeley, Northwestern, or Wisconsin-Madison were all granted an F. According to an observer, the public debate is only interested in the admission process, that is in the question of how you get to these universities, and in career prospects, that is the question of what one could do with one´s graduation. This, as he has it drastically, is a “national scandal” (Fallows 2005: 44f). The fact that there is only paying little attention to teaching is a direct result of its importance for ranking. Directly, it does not play any role at all, indirectly only by way of the criteria of size of classes and students/teacher relation. Altogether, they make no more than 10% for evaluation. The criterion of the final grade, which at first sight also counts among teaching and with 16% is more important, does by itself not reveal very much about the quality of teaching. As Richard Hersh, former director of the Harvard Center of Moral Education and President of well-respected universities, expresses it, this reflects only the principle of “diamonds in, diamonds out, garbage in, garbage out” (Hersh 2005: 230).

Two factors are really decisive for the ranking position, academic reputation as a single criterion with 25 per cent and the financial resources with a total of again ca. 25 per cent, the latter being distributed among salaries of university teachers, expenses for students, and incoming donations. Both of them massively favour those universities, such as Harvard, Princeton, and Yale, having a long tradition of educating the upper class offspring and accordingly having extended stocks of money as well as a number of financially strong donators. It is not only that they have most of the money, it is thus also that in the competition for demanded scientists they are more successful than their competitors, as shown by the complaints of comparatively poor and increasingly falling behind Berkeley, and this way they are able to continously increase their reputation.
 Financial power and reputation form a continously increasing circle which by way of the ranking decisively determine and include the third most important factor, having a share of 16 per cent, which is selectivity for choosing students. The more financially powerful a university is and the higher its reputation, the higher its ranking position and the number of applicants with exquisite test results with the country-wide aptitude tests (SAT) as well as the percentage of these particularly qualified applicants who will still be rejected at last. The higher this quota is, the better for the ranking, which again increases the number of particularly performative but also particularly wealthy applicants and thus increases financial resources and so on and on – a perfect mechanism from the winners´ point of view, a hellish one from the losers´ point of view. There cannot be speaking of equal opportunity for all or at least a majority of the competing universities. Not the performance principle is decisive but the principle of who has will be given. 

Increase of Social Selectivity

On the question of how the splitting up of the university system will affect the social recruitment of German students, Winnacker in his speech at first makes the terse remark that this development “is not [necessarily] a contradiction to the justified demand of opening up our universities to students from all social classes” and goes on with saying that one was well advised “to offer those possibilities of education to all graduates of one year which are appropriate to their respective intellectual capacity” but that, however, “the human potential to serve 90 top universities in Germany” was “simply not there” (Winnacker 2006: X).

Even if doubtlessly the last part of this statement is correct – however, nobody makes such a claim and no country in the world would be able to meet such a demand – there is still the question of what the consequences of the Initiative of Excellency will actually be for the social accessibility of universities. What is the concrete meaning of saying that the described development will not necessarily be “a contradiction” to the demand of open access for all classes and that appropriate possibilities of education must be offered to all graduates? Also here a look at the USA, which is the explicit or at least implicit example for most of the re-structuring of the German university system, is worth the effort, to have an idea of where the journey will go to or what is meant by such rather cryptical formulations.

In the USA students are distributed among more than 4,000 universities of completely different quality, from two-years Community Colleges, which are at the level of German Secondary Highschools, via four-years public colleges, their quality reaching from engineering schools to vocational academies, as well as state and private universities at college level, as far as to the famous towers of science. About 250 of these institutions can be compared to German technical colleges of higher education, about 150 to German universities, which are the so called doctoral/research universities - extensive. Generally there is the rule that the social structure of students at these universities is the more exclusive, the higher their rank is and the more expensive they are. The lower half of the population sends almost 90 per cent of their children to those of more than 4,000 universities which at best are at the level of vocational academies. Almost every second of these children only attends one of the two-years colleges. No more than 3 per cent of them make it to the expensive private universities. Of the offspring of rich families, on the other hand, every fifth attends them (Hartmann 2005b: 441f). The social structure of students is according to this. At the already mentioned ca. 150 research universities, less than 10 per cent come from the lower half of the population, 74 per cent come from the upper quarter (Varnevale/Rose 2004: 106; CollegeBoard 2004: 33). Thus, recruitment is considerably more selective than at German universities, where, however, already two thirds come from the upper third of the population. The private elite universities are much more exclusive. Four out of five students there come from the upper fifth of society. Every fifth even comes from the topmost two per cent with a family income of more than 200,000 Dollars. Thus, the upper two per cent of the population provide exactly as many students as the lower four fifths (Hartmann 2005b: 454; Hill et al. 2004: 6).

Apart from very high costs of studying, at the US elite universities most of all the selection procedures provide for massive social selectivity. The decision about being accepted or rejected happens according to two crucial criteria: the intellectual performance of the applicants, which is mostly measured by the SAT scores, and their personality. The second criterion was introduced in the 1920s, at first at Harvard, Princeton, and Yale (as shown by a study on the admission procedures at these universities in the 20th century, Karabel 2005). In the face of the great success of Jewish applicants, who would have been able to increase their share to one fifth, there was the threat of traditional upper class children going away, as was already being observed at Columbia University. Due to this, one went away from the selection mode which before had almost exclusively been orientated at intellectual performance. Personality became the new, decisive criterion. This way one was able to secure that the share of Jewish students did not very much exceed the mark of 10 per cent and that still places were mostly given to the offspring of the wealthy families of the country. Given sometimes harsh protest by many alumni, this seemed to be necessary if one did not want to risk a severe decrease of the flow of donations. 

Until today, this principle has not fundamentally changed, despite again placing more emphasize on intellectual performance since the 1970s. Karabel shows this very impressingly. Officially emphasized are (as done by Harvard President, Neil Rudenstine, who held office throughout the entire 1990s) desired characteristics such as “character”, “energy”, “curiosity”, and “determination”. What, however, is actually awarded by those alumni and members of the Admission Committee being in charge of selecting candidates is most of all one thing: congruency with their own attitudes, ways of behaviour and thinking, that is social similarity after all.
 Karabel quotes passages from the records of the Admission Committees from those days showing more than clearly how superficial and influenced by personal prejudices or preferences judgements sometimes were. E. g. there we find comments such as “short with big ears” or “a young man with spiked hair”, comments which hardly give away anything substantial in respect of the officially emphasized characteristics. The following judgement reveals the selection principle particularly clearly: “This young woman could be one of the brightest applicants in the pool but there are several references to shyness, and the alumni IV [interviewer] is ne” (Karabel 2005: 509f). If one imagines in what way somebody coming from a family of farmers or workers and maybe also coming from a small town in the Midwest will present him/herself in such a selection interview, it is not difficult to have an idea of where the criticized shyness comes from. A Wall Street banker´s or a professor´s child may be supposed to present him/herself in a completely different way, as usually he/she has not only internalized the relevant codes since early childhood but as also his/her knowledge of the concrete procedure will be greater and he/she will be accordingly less afraid.
 Thus, even if the preconditions for acquiring intellectual skills, which are very different according to social origin, are left out of consideration, there cannot be speaking of equal opportunity for all applicants. For the application process, class membership does not only have an indirect but an immediate effect. 

Given the US experience, Winnacker´s statement that the development connected to the Initiative of Excellency will not necessarily be a contradiction to the social openness of universities and that everybody must be offered the possibility of education which is appropriate to his/her intellectual abilities is not really convincing or reassuring. Also in Germany, on the long run the hierarchization of the university landscape will result in students at the future elite and research universities coming from upper middle class and academic families much more than today, and the children of the rest of the population being found at the mass universities and (as already today) at the technical colleges of higher education. Following the example of the USA, this will be provided for most of all by admission procedures,
 maybe in combination with the introduction of admission tests which are liable to costs,
 and rising  university fees. Indeed, elite universities have most of all a social function. They provide for stabilizing the given societal power relations and thus the structures of social inequality. 

Elite Universities – Being on the Way Towards Higher Scientific Performance or Being on the Wrong Track? 

But even if most of all we concentrate on that argument which is named by the supporters of the Initiative of Excellency to be crucial for establishing elite universities – the promised increase of the scientific performance of the university system – a look “across the Ocean” reveals grave weak spots of this concept. For, even in this respect the example of US top universities is not as splendid as it is said, and, which is more important, it cannot be copied that easily. Talking about the first point, particularly in the field of natural and technical sciences (always particularly emphasized in the debate overhere) the situation is by far not as satisfying as generally thought. In these disciplines the number of graduations increased only by one third between 1975 and 2000. In contrast to this, in most of the bigger industrial countries the increase was between 100 and 500 per cent. Consequently, in respect of this point the USA have fallen behind from the 3rd to the 15th, that is the third last position. By way of important scientific publications in this field it is already possible to see the results of this. In the USA, their number has not risen since the beginning of the 1990s, in contrast to this it has risen by more than 60 per cent in Western Europe. Meanwhile, Western Europe has clearly overtaken the USA (Bowen et al. 2005: 48f, 58f). If we take into consideration that at US elite universities more than half of natural and technical scientists comes from abroad,
 the end result is even worse because as long as they are working in the USA their publications count as American. This is the backside of the elite system. On the one hand, it directs students towards those subjects promising the highest income and the best possibilities for amortizing the extremely high costs of studying, and they are Economics, Law, and Medicine. On the other hand, the enormous concentration of funds at only a few universities undermines the level at most of the others. 

In the USA this problem is at least defused by the worldwide buying of top scientist from all fields, particularly from the natural and technical sciences; something which Germany will not be able to do. Due to insufficient financial resources, the US model cannot be copied. Despite the Initiative of Excellency, also in the future there will not be enough money to keep up with Harvard & Co. in the competition for demanded scientists. This is even admitted by committed supporters of the current re-structuring of the German university system. For example, in August last year the head of the CHE (Center of Higher Education Development), Detlev Müller-Böling, in the magazine “Karriere” very illustratively compared the differences in financial power between Stanford and the FU Berlin to the difference between Bayern München and Alemannia Aachen, then still in the Second Division. Hans Weiler, former Stanford professor and influential advisor of the Federal Government and of many state governments for university matters, made a similar statements in the Tagesspiegel from March 21st, 2006. He pointed out to the simple fact that Stanford for its ca. 16,000 students has a yearly budget which is according to the entire higher education budget of the richest federal state, Baden-Württemberg. Given such relations, it is certainly not possible to speak of a competition at eye level. 

This, however, means that overhere one is ready to broadly sacrifice the high quality which is still existing despite the numerous cost-cutting measures without being able to offer at least halfways adequate replacement. The minority of universities counting among the winners of the current development may be supposed to be able to compensate for the loss of research quality by which the rest is threatened. Then, a small university in the East of the Republic will have no chance at all to accomodate a top scientist, as still today the TH Ilmenau is able to do with the inventor of MP3, Karlheinz Brandenburg. This is much more true for the quality of teaching. If the Ministries in charge believe or hope to be able to cope with the oncoming increase of students of ca. 30 per cent with the current funds
 and to smuggle the overwhelming majority through university by way of Bachelor courses and without spending too much money, this is a grave error. The intended reduction of the number of students at many of the future elite or research universities will even increase the problem, so that for graduates as a whole a clear decrease of quality must be expected.

Furthermore, the hierachization of universities following the US model will also result in a hierarchization of chances on the labour market. For the time being, due to the relatively balanced quality of university education it does not matter in Germany where one has been studying when applying for a job. This was clearly shown by my own studies on the careers of different groups of academics, most of all by an analysis of the careers of engineers, jurists, and econmics scientists with a doctorate between 1955 and 1999 (Hartmann 2002: 106f, 2005a: 265). Among staff managers all universities are (still) considered equal. This is even true for the careers of top managers. E. g. the new chief executive of DaimlerChrysler, Dieter Zetsche, achieved his doctorate at the Gesamthochschule (meanwhile University) of Paderborn in 1982. Still it is of no interest if somebody has graduated from one of the future elite universities such as Munich, Heidelberg, or Aachen or from a new foundation from the 1970s such as Dortmund, Oldenburg, or Passau. In the future this will be different. Like in the USA, in France, Great Britain, or Japan, most of all the name of the university will open up or close doors. Then, the decision about future careers will already be made very early also in the university system (as it is already the case at school), intellectual potential will thus be given away. Additionally, there is the socially gravest aspect: the increase in social selectivity which must be expected. Altogether, we must thus doubt that the track on which we are now is the right one. 

The belief or hope to be able to cope with the problem of underfunding of the entire university system by concentrating the funds at hand on a few universities, also the economistic patterns of thinking as meanwhile being predominant even in the field of universities – Winnacker in his speech speaks of research result as products “having to prove themselves on a market” (Winnacker 2006: V) – are misleading in every respect. Scientific competition cannot be compared to competition among enterprises, and scientific insights are not goods which must be sold on a market like cars or TV sets. As a general conclusion there stays: at best, the Initiative of Excellency will be able to cover the real problems of our universities by help of the media attention it attracts, it does not offer any contribution to solving them. Just the contrary, it will even increase these problems.     

� Eine gemeinsame Erklärung der Präsidenten der Humboldt Universität in Berlin, der Universität Wien und der Universität Zürich im Juli 2006 weist in dieselbe Richtung, wenn sie davon spricht, dass europaweit von den heute existierenden ca. 1.000 Volluniversitäten in den nächsten Jahren nur noch rund 300 übrig bleiben werden, und in diesem Zusammenhang explizit die Exzellenzinitiative erwähnt.


� In diesem Zusammenhang ist erwähnenswert, dass der große Erfolg Baden-Württembergs mit vier von zehn Universitäten in der Endrunde der dritten Förderlinie auch darin begründet liegt, dass das Land zu den Exporteuren von Studierenden gehört. An seinen Universitäten werden 7,2 Prozent weniger Personen ausgebildet als es der Anzahl der im Land erworbenen Hochschulzugangsberechtigungen entspräche. In Nordrhein-Westfalen ist es genau umgekehrt (BMBF 2005: 198). Die Universitäten in Baden-Württemberg haben schon in der Vergangenheit die Maxime verfolgt, lieber weniger Studierende auszubilden und so bessere Bedingungen zu Lasten und auf Kosten anderer Bundesländer zu bieten.


� In der jüngsten Untersuchung des CHE zu den Studiengebühren in Deutschland lautet eines der zentralen Bewertungskriterien denn auch, dass den Hochschulen möglichst viel Spielraum zur Gestaltung der Studiengebühren eingeräumt werden müsse, um „so unter den Hochschulen Wettbewerb und Profilierung fördern“ zu können. Als „Best Law“ gilt dem CHE dementsprechend, wenn die Landessregierungen die Entscheidung über die Erhebung und Höhe von Studiengebühren den einzelnen Hochschulen ohne jede Vorbedingung überlassen (Müller et.al. 2006: 6, 14).


� Der berühmte Schriftsteller Tom Wolfe hat die Bedeutung von Ranking und Prestige treffend mit folgenden Worten charakterisiert: „ The matter of how this third-rate news magazine, forever swallowing the dust from the feet of Time and Newsweek, managed to jack itself up to the eminence of ringmaster of American college education, forcing both parents and college administrators to jump through their hoops and rings of fire, is a long and perfectly ludicrous story that would inevitably reduce one to helpless laughter and distract us from the matter at hand. In any event, the result was that parents caught up in the madness of it all – and, as I say, it had become, and remains, a pandemic – were utterly consumed by a single passion: getting in … preferably Harvard, or, if not Harvard, Yale; or, if not Yale, Princeton; or, if not Harvard, Yale, or Princeton, then …“ (Wolfe 2005: xf.).


� Die Bewertung erfolgt durch eine Umfrage unter Präsidenten, Kanzlern und den Leitern der für die Auswahl der Bewerber zuständigen Admissions Committees an US-Hochschulen.


� Vgl. zur Wirksamkeit solcher Mechanismen in Elitebildungseinrichtungen Bourdieu 2004 und beim Zugang zu Elitepositionen Hartmann 2002 und 2004.


� Vgl. dazu Hartmann 2002: 117 ff.


� Der soziale Selektionsgehalt von Auswahlgesprächen tritt zuweilen offen zutage. So wurde am Institut für Politikwissenschaften der TU Darmstadt im Auswahlverfahren gefragt: „Welche ausländischen Tageszeitungen lesen Sie?“. In welchen Haushalten werden schon Zeitungen wie die New York Times oder die International Herald Tribune gelesen. Zumeist bleibt dieser Aspekt allerdings verborgen und wird erst bei genauerem Hinsehen erkennbar, wie z.B. im neuen Auswahlprozess desselben Instituts. Weil die allermeisten der erhofften und auch ausgewählten „Elitestudierenden“ andere Universitäten vorgezogen haben, erfolgt die Auswahl jetzt in einem weniger zeitaufwendigen Verfahren durch eine Kombination von Abiturnoten und der Bewertung eines Bewerbungsschreibens, in dem die Wahl des Fachs und des Studienorts begründet werden soll. Vor allem die Begründung des Studienorts begünstigt aber auch weiterhin eindeutig die Bewerber aus Akademikerfamilien. Da sich kaum jemand ausschließlich für die TU Darmstadt bewerben dürfte, kommt es im Grunde darauf an, schriftlich ein Interesse vorzuspiegeln, dass in dieser Weise gar nicht existiert. Es werden letztlich Formulierungskünste und die Kenntnis universitärer Spielregeln abgefragt, ein Punkt, der den Nachwuchs aus den sog. „bildungsfernen“ Familien erheblich benachteiligt. 


� Der Vizepräsident der FU Berlin, Werner Väth, denkt angesichts der deutlichen Zunahme von Bewerbungen (häufig Mehrfachbewerbungen) inzwischen laut über diese Möglichkeit nach. In den USA ist das inzwischen an vielen Universitäten gang und gäbe. Bei Summen von durchschnittlich 100 Dollar ergibt sich bei mehreren Bewerbungen durchaus eine Gesamtsumme, die für Kinder aus ärmeren Familien die Zahl möglicher Bewerbungen spürbar einschränkt.


� Im letzten Jahrzehnt entfiel über ein Drittel der in den USA erfolgten Promotionen auf Ausländer. In den Natur- und Ingenieurwissenschaften waren es bis zu 50 Prozent, in einzelnen Fächern wie etwa der Elektrotechnik sogar zwei Drittel (Janson et.al 2006: 40).


� 2004 sind die staatlichen Mittel für die Hochschulen erstmals seit 1996 sogar auch nominal gesunken, von 17,8 Mrd. auf 17,1 Mrd. Euro, ein Rückgang um immerhin vier Prozent.


� A joint declaration by the Presidents of Humboldt University, Berlin, the University of Vienna, and the University of Zurich from July, 2006, goes towards that same direction if saying that throughout Europe of the currently existing ca. 1,000 full scale universities only about 300 will survive the coming years, and in this context explicitly mentioning the Initiative of Excellency.


� In this context it is worth mentioning that the great success of Baden Württemberg with four out of ten universities in the final round of the third level of funding is also due to the fact that this federal state counts among the exporters of students. At its universities 7.2 per cent leff students are trained than suggested by the number of entrance requirements achieved there. In North-Rhine Westphalia the situation is just the opposite (BMBF 2005: 198). Already in the past the universities in Baden-Württemberg have followed the maxime of prefering to train less students and to this way offer better conditions at the expense of other federal states. 


� Accordingly, in the most recent CHE study on university fees in Germany, one of the crucial criteria is that universities must be given as much leeway as possible, in order of this way being able to “support competition and prestige among universities”. Accordingly, the CHE considers it “best law” if the governments of the federal states leave the decision about fees to each single university without any restriction (Müller et al. 2006: 6, 14).  


� The famous writer, Tom Wolfe, has strikingly characterized the significance of ranking and prestige by the following words: : „ The matter of how this third-rate news magazine, forever swallowing the dust from the feet of Time and Newsweek, managed to jack itself up to the eminence of ringmaster of American college education, forcing both parents and college administrators to jump through their hoops and rings of fire, is a long and perfectly ludicrous story that would inevitably reduce one to helpless laughter and distract us from the matter at hand. In any event, the result was that parents caught up in the madness of it all – and, as I say, it had become, and remains, a pandemic – were utterly consumed by a single passion: getting in … preferably Harvard, or, if not Harvard, Yale; or, if not Yale, Princeton; or, if not Harvard, Yale, or Princeton, then …“ (Wolfe 2005: xf.).





� The evaluation happened by way of a survey among Presidents, Chancellors, and the Heads of Admission Committees in charge of selecting applicants at US universities.


� On the effectiveness of such mechanisms for institutions of elite education see Bourdieu 2004 and for access to elite positions see Hartmann 2002 and 2004.


� On this see Hartmann 2002: 117ff


� Sometimes the social selectivity of selection interviews is openly revealed. E. g. during the selection procedure at the Institute of Political Sciences of the TU Darmstadt there was asking: “Which foreign newspapers do you read?” In which German households are daily newspapers such as New york Times or International Herald Tribune read, afterall? Most times, however, this aspect stays hidden and becomes obvious only at close sight, like e. g. in the new selection procedure of that same institute. As most of those “elite students” one had hoped for and selected have prefered other universities, now the selection happens by way of a less time-consuming procedure, by way of a combination of the marks of the “Abitur (secondary highschool certificate) and evaluating a written application where there shall be giving reasons for the choice of subject and place of studying. Most of all giving reasons for the choice of the place of studying, however, still favours applicants from families of academics. As it is improbable that someone will only apply for the TU Darmstadt, the basic idea is to feign interest by a written application which in this way is non-existent at all. Afterall, formulation skills and knowledge of university rules are tested, something which considerably puts the offspring of so called “uneducated” families at disadvantage. 


� Given the clear increase of applications (often at several universities), the Vice-President of the FU Berlin, Werner Väth, openly takes this idea into consideration. In the USA this has meanwhile become common at many universities. Given the average amount of 100 Dollars, several applications will result in a total which will considerably restrict the number of possible applications for children from poorer families.  


� In the past decade more than one third of doctorates in the USA were granted to foreigners. In the natural and technical sciences they were up to 50 per cent, in single subjects, such as Electronics, they were even two thirds (Janson et al. 2006: 40).


� In 2004 state funds for universities have even nominally decreased for the first time, from 17.8 bill. to 17.1 bill. Euro, a decrease of four per cent, afterall. 





�„Förderlinie“ – ich verstehe dies hier als eine Art erneuter Ausschreibung, bin mir aber nicht ganz sicher, da ich das Verfahren nicht kenne. Ggfs. Bitte um Rückspr.





